
 

  

S 6 U 2396/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 9
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 6 U 2396/16
Datum 17.05.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 U 2371/18
Datum 16.11.2021

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen
vom 17.Â MaiÂ 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten sind die Anerkennung von Unfallfolgen und die
GewÃ¤hrung einer Verletztenrente aufgrund eines Ereignisses vom 17.04.2008
streitig.

Die 1965 in K geborene KlÃ¤gerin ist seit 2004 geschieden und Mutter einer 2000
geborenen Tochter. Sie studierte in K Medizin, schloss in R mit dem Doktor der
Medizin am 12.01.1990 ab und absolvierte, nachdem sie 1989 in die Bundesrepublik
Deutschland zu ihrem Ehemann umgezogen war und ihre Approbation 1993
anerkannt wurde, verschiedene Ã¤rztliche Weiter- und Fortbildungen auf
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psychosomatischem und internistischem/kardiologischem Fachgebiet. Am
12.06.2007 erwarb sie die Erlaubnis, die Heilkunde unter der Bezeichnung
Heilpraktikerin berufsmÃ¤Ã�ig auszuÃ¼ben und erÃ¶ffnete am 12.06.2007 eine
Privatpraxis, die sie bis Mai 2008 betrieb. Zuvor arbeitete sie von 1990 und bis 2003
bei ihrem damaligen Ehemann in dessen Firma, die unter anderem medizinische
GerÃ¤te herstellte. Im Rahmen einer HalbtagstÃ¤tigkeit war sie zur Zeit des hier
streitigen Ereignisses vom 01.04.2005 bis 30.09.2008 als Coach der
GeschÃ¤ftsleitung bei B (H.Â B.), der ein Patent- und ZeichenbÃ¼ro betrieb,
beschÃ¤ftigt.

Mit Schreiben vom 25.08.2014 beantragte sie die GewÃ¤hrung einer Unfallrente
und machte multiple Prellungen und SchÃ¼rfwunden im Bereich des linken
Oberschenkels und Kniegelenkes, eine Nierenprellung links sowie eine psychische
Traumatisierung (mit Panikattacken, AngststÃ¶rung, posttraumatischer
BelastungsstÃ¶rung und chronischer Depression) als Folge eines wÃ¤hrend einer
Dienstreise am 17.04.2008 in A erlittenen RaubÃ¼berfalles mit Mordversuch
geltend.

In der Unfallanzeige des Arbeitgebers vom 15.10.20214 fÃ¼hrte H.Â B. Folgendes
aus:

â��AnlÃ¤sslich einer GeschÃ¤ftsreise begleitete mich meine Mitarbeiterin. Frau F
am 16.04.2008 nach NL â�� A. Frau F Ã¼bernachtete im IHotel, A. Am 17.04.2008,
10.00 h war ich mit meinem GeschÃ¤ftspartner, Herrn B1 sowie einem mir
unbekannten Notar zum Abschluss eines Kaufvertrages in der Zentralbank (DNB) A
verabredet. Meine Mitarbeiterin, Frau F, begleitete mich zu diesem Termin. Einige
Minuten nach 10.00 h rief Herr B1 bei mir an, dass er sich etwas verspÃ¤ten werde.
Ich und meine Mitarbeiterin sollten in einem Cafe in unmittelbarer NÃ¤he der Bank
auf ihn warten. Gegen 10.15 traf Herr B1 ein. Nun kÃ¶nnten wir die erforderlichen
FormalitÃ¤ten in der Zentralbank erledigen, allerdings habe er seinen Aktenkoffer
vergessen. Sein Fahrer wÃ¤re bereits benachrichtigt und trÃ¤fe gleich ein, um den
Aktenkoffer zu Ã¼berreichen. Wir gingen zur StraÃ�e vor. Der Fahrer hielt bei
laufendem Motor an und Ã¶ffnete die BeifahrertÃ¼re, Herr B1 die hintere
FahrzeugtÃ¼re und stieÃ� mich ins Fahrzeuginnere, schlug die FahrzeugtÃ¼re zu
und setzte sich schnell auf den Beifahrersitz. Ich schrie und wollte den Wagen
verlassen. Der Fahrer hielt mich allerdings mit einer Hand zurÃ¼ck. Frau F stand
am StraÃ�enrand mit ihrem Aktenkoffer. Herr B1 versuchte ihr diesen Aktenkoffer
zu entreiÃ�en, Frau F wehrte sich, der Fahrer beschleunigte den Pkw und
schleppten/zogen meine Mitarbeiterin ca. 25 m Ã¼ber die HauptverkehrsstraÃ�e.
Herr B1 schlug immer wieder auf Frau F ein und stieÃ� sie mit einem heftigen
Schlag auf die StraÃ�e. Dies geschah alles sehr schnell. Danach bedrohte mich Herr
B1 bei weiterfahrendem Pkw und forderte die Herausgabe der Aktentasche. Danach
wurde ich brutal aus dem Wagen gestoÃ�en. Ich hatte zum GlÃ¼ck keine
nennenswerten Verletzungen. Als ich zum Tatort zurÃ¼ckkam, war bereits die
Polizei eingetroffen, eine GroÃ�fahndung war angelaufen. Viele Passanten wurden
als Zeugen befragt. Die TÃ¤ter wurden allerdings nicht gefasst. Mein
Verhandlungspartner war offensichtlich ein international agierender BetrÃ¼ger.
Meine Mitarbeiterin erlitt ein schweres Trauma, eine schwere Nierenprellung, viele
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Prellungen und HautabschÃ¼rfungen im Bereich des Oberschenkels und des
Kniegelenkes.â��

Die KlÃ¤gerin machte unter dem 13.10.2014 Angaben zu den Ã¤uÃ�eren
UmstÃ¤nden und legte die gegenÃ¼ber der Deutschen Rentenversicherung Bund
abgegebene Beschreibung des Tatherganges (ohne Datum) vor, die sich im
Wesentlichen mit den Angaben des Arbeitgebers decken. Ferner teilte sie mit
(Schreiben vom 22.10.2014), dass ihre Anfrage bei der niederlÃ¤ndischen Polizei
ergeben habe, dass die TÃ¤ter nicht gefasst werden konnten und die Ermittlungen
eingestellt worden seien. Hierzu legte sie Ausdrucke Ã¼ber die per E-Mail
gefÃ¼hrte Korrespondenz mit der niederlÃ¤ndischen Polizei vor (vgl. Bl. 97 der
Akten).

Am 06.05.2008 stellte sie sich auf Ã�berweisung des L beim P vor
(â��Anamnestisch wird Ã¼ber Kopfwehen mit SchwindelgefÃ¼hl, wie auch
zugenommene NervositÃ¤t und Ein- mit DurchschlafstÃ¶rung, geklagt. Eine
Eigenbeobachtung konnte gemacht werden: die Beschwerden nehmen beim
Stresserleben rapide, mit Kopfwehen und Schwindelepisode, zuâ��; Diagnosen:
Dysthymia [F34.1G] bei neurasthenischem ErschÃ¶pfungssyndrom [F48.0G]).

Vom 10.07.2008 bis 29.07.2008 befand sich die KlÃ¤gerin im Rahmen eines klinisch-
stationÃ¤ren Heilverfahrens in Behandlung der K1-Klinik Ã� am B2 (Diagnosen:
Depression mit chronisch rezidivierenden Panikattacken und psychovegetativer
ErschÃ¶pfungszustand, posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, Z.Â n.
Nierenkontusion links bei Traumatisierung links 04/2008). Im abschlieÃ�enden
Bericht vom 13.08.2008 werden die Diagnosen Depression mit chronisch
rezidivierenden Panikattacken und psychovegetativem ErschÃ¶pfungszustand,
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung und Z. n. Nierenkontusion links bei
Traumatisierung li 04/2008 (Bl. 252 der Akten). In einem ebenfalls zu den Akten
gelangten und von H und K2 am 13.08.2008 unterzeichneten, im Ã�brigen
gleichlautenden abschlieÃ�enden Bericht werden lediglich die Diagnosen
psychovegetative ErschÃ¶pfung (F480) und Z.Â n. Nierenkontusion links bei
Traumatisierung links 04/2008 angegeben (vgl. Bl. 442 f. der Akten).

Seit 01.01.2009 wird ihr vom zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger eine Rente
wegen voller Erwerbsminderung, seit 01.05.2014 auf unbestimmte Zeit (Bescheid
vom 11.03.2014), gewÃ¤hrt.

In von der Beklagten beigezogenen Berichten des P vom 01.08.2008, 12.11.2010
und 08.10.2014 wird eine Behandlung der KlÃ¤gerin ab 06.05.2008 angegeben
(Praxisaufgabe am 31.03.2013) und Ã¼ber eine rezidivierende Depression, aktuell
psychotisch (F33.3G) nach protrahierter posttraumatischer BelastungsstÃ¶rung
berichtet (F41.1G â�� Bericht vom 12.11.2010) und die Nebendiagnosen Dysthymia
(F34.1G), EinbrÃ¼che gehÃ¤ufter depressiver Episoden (F33.2G) und Gonalgie links
(M25.56LG) genannt. Zuletzt beschrieb er zudem einen hirnorganischen
Abbauprozess (F07.9G) und ein depressives ErschÃ¶pfungssyndrom (F48.0G). Im
Bericht des K3, NeuroMVZ S vom 24.09.2013, der die psychiatrische Behandlung
der KlÃ¤gerin Ã¼bernommen hatte, werden die Diagnosen einer rezidivierenden
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depressiven StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere Episode mit psychotischem Syndrom
(F33.3), Angst und depressive StÃ¶rung gemischt (F41.2), PanikstÃ¶rung (F41.0)
und Verdacht auf AbhÃ¤ngigkeitssyndrom bei Gebrauch von Benzodiazepinen
(F13.2) aufgefÃ¼hrt und eine ambulante Psychotherapie empfohlen. Unter dem
16.12.2013 fÃ¼hrte K3 in einem Ã¤rztlichen Attest zur Vorlage bei der Deutschen
Rentenversicherung aus, die KlÃ¤gerin leide weiterhin unter massiven
KonzentrationsstÃ¶rungen, ziehe sich vollkommen sozial zurÃ¼ck und leide unter
noch quÃ¤lenden nÃ¤chtlichen AlptrÃ¤umen mit Flashbacks.

Die Beklagte zog die Gutachten aus dem Erwerbsminderungsrentenverfahren bei.

Die O untersuchte die KlÃ¤gerin am 02.04.2009 und stellte in ihrem Gutachten vom
06.04.2009 eine ausgeprÃ¤gte posttraumatische BelastungsstÃ¶rung fest, die die
KlÃ¤gerin an der AusÃ¼bung einer jedweden TÃ¤tigkeit derzeit hindere.

Der N fÃ¼hrte in seinem Gutachten vom 19.01.2011 nach einer Untersuchung der
KlÃ¤gerin aus, die KlÃ¤gerin leide an einem mittelgradigen depressiven Syndrom.
Es bestehe der Verdacht auf eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung bei
akzentuierter PersÃ¶nlichkeit mit histrionischen und dysthymen Anteilen.

Der H1 stellte nach einer Untersuchung der KlÃ¤gerin am 25.02.2014 in seinem
Gutachten vom 27.02.2014 einen Zustand nach posttraumatischer
BelastungsstÃ¶rung (F43.1) mit mittelgradig depressiver Symptomatik mit
dysthymen Anteilen (F34.1) fest und fÃ¼hrte aus, dass auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt fÃ¼r kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten unter Beachtung weiterer
qualitativer EinschrÃ¤nkungen noch eine Belastbarkeit von drei bis unter sechs
Stunden bestehe.

Der Versuch der Beklagten, Ã¼ber ihre niederlÃ¤ndische Verbindungsstelle
polizeiliche Unterlagen aus den Niederlanden beizuziehen, blieb erfolglos. 

In seinem von der Beklagten in Auftrag gegebenen Gutachten vom 06.07.2015
stellte der C, M, die Diagnosen posttraumatische BelastungsstÃ¶rung mit Ã�ngsten
und AlptrÃ¤umen, anhaltende depressive StÃ¶rung mittelgradiger AusprÃ¤gung
(Dysthymie), akzentuierte PersÃ¶nlichkeit mit histrionischen und dysthymen
Anteilen. Die KlÃ¤gerin schildere Ã�ngste, depressive Symptome,
KonzentrationsstÃ¶rungen, ErschÃ¶pfung, Stimmungsschwankungen und sozialen
RÃ¼ckzug in sich widerspruchsfrei und nachvollziehbar im Zusammenhang mit dem
Ã�berfallereignis 2008. DarÃ¼ber hinaus mÃ¼sse aber als weiteres
lebensgeschichtlich bedeutsames Ereignis der Tod des Vaters 2004 genannt
werden. Danach habe eine protrahierte Trauerreaktion bestanden. Die KlÃ¤gerin
habe Ã¼ber Jahre hinweg nur schwarze Kleidung getragen. Der gescheiterten Ehe
sei anamnestisch geringere Bedeutung zuzumessen. Die geschilderten Ã�ngste,
Panikattacken und AlptrÃ¤ume stÃ¼nden offensichtlich in direktem Zusammenhang
mit den geschilderten Ereignissen im Zusammenhang mit dem Ã�berfall 2008. Der
Zusammenhang der depressiven Symptomatik, der ErschÃ¶pfbarkeit, von
KonzentrationsstÃ¶rungen und sozialem RÃ¼ckzug mit dem beschriebenen
Unfallereignis sei sehr wahrscheinlich. MÃ¶glicherweise habe aber der ebenfalls
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traumatisch erlebte Tod des Vaters 2004 bereits zu einer Bahnung depressiver
Symptome gefÃ¼hrt, sodass das Ã�berfallereignis als verschlimmernde Ursache
angesehen werden kÃ¶nnte. Die biografische Anamnese lasse auÃ�erdem den
dringenden Verdacht auf eine PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung mit histrionischen
ZÃ¼gen zu.

In seiner beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom 10.08.15 kritisierte M1 das
Gutachten bezogen auf die Diagnose posttraumatische BelastungsstÃ¶rung. Das
Gutachten entspreche nicht den in den Leitlinien geforderten GÃ¼tekriterien und
der Annahme einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung, und auch die
anhaltende depressive StÃ¶rung mittelgradiger AusprÃ¤gung sei nicht rechtlich
wesentlich auf das Unfallereignis zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Er vertrat die Auffassung,
dass das Vollbild einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung nach keinem der
vorliegenden Berichte unter BerÃ¼cksichtigung wissenschaftlicher Kriterien erfÃ¼llt
sei. Es Ã¼berwÃ¶gen depressive Symptome. Unfallbedingt bestÃ¼nden nur Rest-
bzw. Teilsymptome einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung mit Ã�ngsten und
AlptrÃ¤umen, unfallunabhÃ¤ngig eine rezidivierende Depression mit psychotischen
ZÃ¼gen. FÃ¼r die Unfallfolgen sei eine MdE um 20 v.H. vom 01.10.2008 bis
01.04.2009, und dann um 10 v.H. anzunehmen.

Mit Bescheid vom 02.09.2015 lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen des Versicherungsfalles vom 17.04.2008 ab. FÃ¼r RentenansprÃ¼che aus
dem Jahr 2008 und 2009 werde die Einrede der VerjÃ¤hrung erhoben. Als Folge des
Versicherungsfalles vom 17.04.2008 anerkannte sie Restsymptome einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung mit Ã�ngsten und AlptrÃ¤umen. Weder im
Sinne der Entstehung noch der Verschlimmerung bestehe eine wiederkehrende
Depression mit psychotischen ZÃ¼gen. Die KlÃ¤gerin habe erstmals mit Schreiben
vom 25.08.2014 einen Antrag auf Unfallrente gestellt. Vor Eingang des Schreibens
am 02.09.2014 habe die Beklagte keine Kenntnis Ã¼ber das Vorliegen eines
Arbeitsunfalles gehabt. FÃ¼r RentenansprÃ¼che fÃ¼r die Jahre 2008 und 2009
werde die Einrede der VerjÃ¤hrung geltend gemacht. Die KlÃ¤gerin habe selbst
angegeben, gegenÃ¼ber der Krankenkasse und der Rentenversicherung auf einen
Arbeitsunfall hingewiesen zu haben. Damit sei ihr eine Meldung bei der Beklagten
mÃ¶glich gewesen. Eine besondere HÃ¤rte liege zudem nicht vor, da nicht
ersichtlich sei, dass die KlÃ¤gerin durch die entgangene Unfallrente
sozialhilfebedÃ¼rftig geworden sei.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 30.09.2015 Widerspruch ein und legte Ã¤rztliche
Bescheinigungen ihres behandelnden Arztes L vom 24.04.2008 und 31.03.2009 vor.
Dieser kÃ¶nne zu den Vorerkrankungen vor dem Unfallereignis gehÃ¶rt werden. Die
AOK kÃ¶nne bestÃ¤tigen, nie vor dem Unfallereignis wegen rezidivierenden
Depressionen mit psychotischen ZÃ¼gen in Ã¤rztlicher Behandlung gewesen zu
sein. Ferner nahm sie ausfÃ¼hrlich zum Gutachten des C Stellung und legte
Bescheinigungen Ã¼ber von ihr besuchte Fortbildungsveranstaltungen aus den
Jahren 2002 bis 2006 vor. Sie verwies zudem auf anhaltende Kniebeschwerden
links, eine reduzierte Nierenfunktion und Ã�deme, die sie ebenfalls als Folge des
Unfalles geltend mache.
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Die Beklagte zog einen Bericht des L vom 01.12.2015 und 28.01.2016 bei und holte
Gutachten beim K4 sowie beim H2 ein. 

K4 stellte in seinem Gutachten vom 17.02.2016 eine Insertionstendinose beider
Kniegelenke, links stÃ¤rker als rechts, ein retropatellares Reiben, links stÃ¤rker
rechts, eine posttraumatische VerarbeitungsstÃ¶rung und eine abgeheilte
Nierenprellung links fest. Die KlÃ¤gerin habe sich bei dem Unfall eine Prellung des
linken Kniegelenkes zugezogen, die komplikationslos ausgeheilt sei. Aktuell
bestÃ¼nden Beschwerden an beiden Kniegelenken im Sinne einer
Insertionstendinose links stÃ¤rker als rechts. Die Beschwerden stÃ¼nden nicht in
einem Zusammenhang mit der Prellung des linken Kniegelenkes, sondern seien im
Rahmen einer Ã¼bermÃ¤Ã�igen Schonhaltung auf beiden Seiten, mit Ã�berlastung
der SehnenansÃ¤tze zu sehen.

H2 und A1 stellten in ihrem Gutachten vom 23.05.2016 fest, dass es im Rahmen
des Unfallereignisses zu einer folgenlos ausgeheilten Kontusion der linken Niere
gekommen sei. Auf nephrologischem Gebiet lÃ¤gen keine FolgeschÃ¤den an den
Nieren vor, insbesondere finde sich keine Sequelae an der damals geprellten Niere.

In ihrer ergÃ¤nzenden Stellungnahme hielt die KlÃ¤gerin daran fest, dass es sich
keinesfalls um Restsymptome einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung handele
und auch die anhaltende depressive StÃ¶rung mittelgradiger AusprÃ¤gung
eindeutig auf das Unfallgeschehen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. 

Mit Widerspruchsbescheid vom 29.08.2016 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 22.09.2016 Klage zum Sozialgericht Reutlingen
(SG) erhoben und geltend gemacht, als weitere Folge des Arbeitsunfalles sei eine
wiederkehrende Depression mit psychotischen ZÃ¼gen anzuerkennen und ihr sei
Verletztenrente nach einer MdE um 20 v.H. zu gewÃ¤hren. Sie befinde sich seit dem
Unfallereignis am 17.08.2008 bis heute in laufender Behandlung beim Neuro-MVZ S.
Die Behandlungsfrequenz betrage mindestens alle drei Monate. Seit dem Unfall
habe sie sich stark zurÃ¼ckgezogen, meide Menschenansammlungen,
Theaterbesuche, Kirchenbesuche, Weiterbildungskongresse im Bereich Medizin. Ihr
Freundeskreis sei sehr reduziert, einkaufen gehe sie nur in Begleitung und kÃ¶nne
nur noch kurze Strecken unter Meidung von SchnellstraÃ�en und Autobahnen mit
dem Auto zurÃ¼cklegen. Bei Menschenansammlungen trÃ¤ten sofort Panikattacken
auf, wenn sie an den Unfall denke oder jemand direkt hinter ihr stehe. Der
Unfallverursacher habe sich nachher bei ihr gemeldet und sie bedroht. Sie habe
daraufhin sÃ¤mtliche Nummern abÃ¤ndern mÃ¼ssen, auch die Nummer ihrer
Mutter in K. Sie lebe unter der stÃ¤ndigen Angst, dass der Unfallverursacher seine
Drohung wahrmachen kÃ¶nnte. Nachts trÃ¤ten ab und zu Flashbacks auf,
regelmÃ¤Ã�ig leide sie unter DurchschlafstÃ¶rungen, starken
SchweiÃ�ausbrÃ¼chen nachts, so dass sie an permanenter TagesmÃ¼digkeit leide.
Aufgrund der regelmÃ¤Ã�igen Einnahme von Antidepressiva habe sie sehr viel
zugenommen.
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Das SG hat K3, NeuroMVZ S, und L als sachverstÃ¤ndigen Zeugen gehÃ¶rt und W
mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt.

K3 hat unter dem 09.02.2017 angegeben, die KlÃ¤gerin seit 20.08.2013 ambulant
zu behandeln. Er habe am 15.11.2016 die Diagnosen rezidivierende depressive
StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere Episode, ohne psychotische Syndrome (F33.2),
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung (F41.1), PanikstÃ¶rung (F41.0), Angst und
depressive StÃ¶rung gemischt (F41.2) und Verdacht auf AbhÃ¤ngigkeitssyndrom
bei Gebrauch von Sedativa (F13.2) gestellt. Er habe im Verlauf der Behandlung
keine wesentliche Ã�nderung festgestellt.

L hat eine Behandlung der KlÃ¤gerin seit 1995 angegeben, seit dem Ã�berfall ein
bis zweimal monatlich. Es lÃ¤gen keine unfallfremden oder
persÃ¶nlichkeitsbedingten Faktoren bei der Erkrankung vor. Die MdE betrage 100 %
(Stellungnahme ohne Datum und Unterschrift, Blatt 33 der SG-Akten).

In seinem nervenÃ¤rztlichen Gutachten vom 20.06.2017 hat W nach einer
persÃ¶nlichen Untersuchung der KlÃ¤gerin am 14.06.2017 ausgefÃ¼hrt, dass sich
bei der KlÃ¤gerin aktuell eine ausgeprÃ¤gte Regression auf dem Boden
generalisierter Ã�ngste bei histrionischer PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit gezeigt habe.
Anamnestisch seien rezidivierende, zum Teil schwere depressive Episoden zu
eruieren gewesen, mÃ¶glicherweise mit psychotischen Symptomen. Eine schwere
depressive Symptomatik sei aktuell nicht erkennbar. Aufgrund der vorliegenden
Befundlage habe er wenig Zweifel daran, dass die KlÃ¤gerin nach dem Ereignis vom
17.04.2008 eine Ã¤ngstliche AnpassungsstÃ¶rung entwickelt habe,
mÃ¶glicherweise einhergehend mit konkreten Ã�ngsten im Rahmen einer
Bedrohungslage, die allerdings auch psychotischen Ursprungs sein kÃ¶nnte, was
sich im Nachhinein aber nicht mehr sichern lasse. Eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung habe er anhand der wenig klaren Schilderung zur
Bedrohungslage und zum Verlauf danach nicht hinreichend sichern kÃ¶nnen. Nicht
zu erkennen sei auch ein Zusammenhang zwischen den mehrfach dokumentierten
depressiven Episoden und dem Ereignis des Jahres 2008. Nachdem die depressiven
Episoden rezidivierenden Charakter aufwiesen, lasse sich ein Zusammenhang kaum
begrÃ¼nden, da eine rezidivierende Symptomatik nach wissenschaftlichem
Erkenntnisstand viel mehr fÃ¼r ein endogenes Geschehen spreche. DarÃ¼ber
hinaus habe er keinen Zweifel daran, dass zum Zeitpunkt des Ereignisses und auch
unmittelbar danach eine ausgeprÃ¤gte vulnerable Lebenssituation vorgelegen
habe, die von der KlÃ¤gerin durch eine regressive Symptomatik â��beantwortetâ��
worden sei. Als Unfallfolge sei eine Ã¤ngstliche AnpassungsstÃ¶rung anzuerkennen.
Die bis zum 01.04.2009 angenommene MdE von 20 v.H. sei durchaus plausibel
angesichts der spezifischen VulnerabilitÃ¤t aufgrund der PersÃ¶nlichkeitsstruktur
der KlÃ¤gerin. Danach falle es schwer, eine weiterbestehende messbare MdE zu
begrÃ¼nden, nachdem zu diesem Zeitpunkt gemÃ¤Ã� den vorliegenden Unterlagen
unfallunabhÃ¤ngige depressive Symptome ganz wesentlich im Vordergrund
gestanden hÃ¤tten.

Zu dem Gutachten hat die KlÃ¤gerin unter Vorlage von Ã¤rztlichen Attesten D (dem
Praxisnachfolger von L vom 10.10.2017) und von L (vom 24.04.2008, 31.03.2009)
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Stellung genommen.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 05.03.2018 hierauf erwidert.

Mit Urteil vom 17.05.2018 hat das SG die Klage abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung
ausgefÃ¼hrt, W habe Ã¼berzeugend herausgearbeitet, dass ein rechtlich
wesentlicher Zusammenhang zwischen den dokumentierten depressiven Episoden
und dem Ã�berfall unwahrscheinlich sei. Die geltend gemachte posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung habe sich nicht im Vollbild nachweisen lassen. Der Beweis einer
unmittelbaren psychischen SchÃ¤digung durch das Ereignis werde dadurch
erschwert, dass die KlÃ¤gerin in Holland nicht Ã¤rztlich behandelt worden sei, bzw.
dass kein Ã¤rztlicher Befund unmittelbar nach dem Ã�berfall vorliege. Die von ihr
erlittenen kÃ¶rperlichen und seelischen Verletzungen seien auch nicht durch die in
Deutschland behandelnden Ã�rzte dokumentiert. Vielmehr enthalte der erste
nervenÃ¤rztliche Befund von P drei Wochen nach dem Ereignis nicht die typischen
Symptome einer akuten BelastungsstÃ¶rung, sondern beschreibe eine Dysthymie
und ein ErschÃ¶pfungssyndrom. Soweit diese Diagnose von O gestellt worden sei,
sei darauf hinzuweisen, dass diese beauftragt gewesen sei, die Erwerbsminderung
der KlÃ¤gerin unabhÃ¤ngig von ihren Ursachen festzustellen. Das gelte auch fÃ¼r
die Gutachten von N und H1, wobei diese Gutachter bereits lediglich einen Verdacht
auf bzw. einen Zustand nach posttraumatischer BelastungsstÃ¶rung diagnostiziert
hÃ¤tten. Es erscheine daher eher wohlwollend, wenn die Beklagte Restsymptome
einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung als Unfallfolge anerkannt habe. Das
Gutachten von C stehe dem nicht entgegen, da dessen Befunde das Vorliegen einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung nicht zu begrÃ¼nden vermochten. Der
zeitliche Zusammenhang des Beginns der psychischen Erkrankung mit dem
Ã�berfall genÃ¼ge unter den vorliegenden UmstÃ¤nden nicht, den rechtlich
wesentlichen Zusammenhang nachzuweisen. Soweit M1 davon ausgehe, dass bis
01.04.2009 eine MdE von 20 v.H. vorliege, so sei ein hieraus resultierender
Rentenanspruch verjÃ¤hrt (wird ausgefÃ¼hrt).

Gegen das ihren BevollmÃ¤chtigten am 11.06.2018 zugestellte Urteil haben diese
am 05.07.2018 Berufung zum Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg
eingelegt.

Sie hÃ¤lt unter Verweis auf den bisherigen Vortrag daran fest, dass eine
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung vorliege und diese rechtlich wesentlich auf
das Unfallgeschehen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Ferner bestÃ¼nden Depressionen, die
von W nicht nach dem ICD-10 verschlÃ¼sselt worden seien. Die Behauptung, die
Depressionen besÃ¤Ã�en offensichtlich rezidivierenden Charakter, sei im Gutachten
nicht nÃ¤her begrÃ¼ndet worden. Die EinschÃ¤tzung des W, die Depressionen
seien endogenen Ursprungs, Ã¼berzeuge insoweit nicht.

Die KlÃ¤gerin beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 17. Mai 2018 aufzuheben sowie den
Bescheid vom 2. September 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29. August 2016 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, eine fortbestehende
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posttraumatische BelastungsstÃ¶rung sowie eine wiederkehrende Depression mit
psychotischen ZÃ¼gen als Folge des Versicherungsfalles vom 17. April 2008
anzuerkennen und ab 1. Oktober 2008 Rente nach einer MdE um mindestens 20
v.Â H. zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung verweist die Beklagte auf ihre Bescheide und auf die
AusfÃ¼hrungen im Urteil des SG.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt (Schriftsatz der Beklagten vom 08.09.2021 und Schriftsatz
der BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin vom 20.09.2021).

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die beigezogenen Akten der Beklagten
sowie auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht erhobene Berufung, Ã¼ber die der Senat im
EinverstÃ¤ndnis mit den Beteiligten gem. Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden hat, ist zulÃ¤ssig.
BerufungsausschlieÃ�ungsgrÃ¼nde nach Â§ 144 SGG liegen nicht vor. In der Sache
bleibt die Berufung jedoch ohne Erfolg.

Gegenstand des Rechtsstreits ist im Rahmen der zulÃ¤ssigen Anfechtungs- und
Leistungsklage (Â§Â 54 Abs. 4 SGG) der von der KlÃ¤gerin geltend gemachte
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen der Folgen des anerkannten
Arbeitsunfalles vom 17.04.2008. ZulÃ¤ssig ist auch die Klage, mit der die KlÃ¤gerin
die Verpflichtung der Beklagten begehrt, die im angefochtenen Bescheid bereits
festgestellte Unfallfolge â��Restsymptome einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung mit Ã�ngsten und AlptrÃ¤umenâ�� in â��fortbestehende
posttraumatische BelastungsstÃ¶rungâ�� abzuÃ¤ndern und die in dem Bescheid als
Unfallfolge abgelehnten Depressionen mit psychotischen ZÃ¼gen als solche
anzuerkennen. Das SG hat sowohl die Anfechtungs- und Leistungsklage, als auch
die insoweit zulÃ¤ssige kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (Â§ 54
Abs. 1 Satz 1, Â§ 56 SGG; zum Wahlrecht der Versicherten zwischen Feststellungs-
und Verpflichtungsklage bezogen auf die Feststellung von Unfallfolgen:
Bundessozialgericht [BSG], Urteile vom 15.05.2012 â�� B 2 U 31/11 R -, juris Rn. 15
ff., vom 05.07.2011 â�� B 2 U 17/10 R -, juris Rn. 12 und vom 05.07. 2016 â�� B 2 U
5/15 R -, juris, m.Â w.Â N.,) zu Recht abgewiesen.

Ausgehend davon, dass Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet, eine
Feststellungsklage mit dem Ziel der Feststellung zu erheben, â��ob eine
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GesundheitsstÃ¶rung oder der Tod die Folge eines Arbeitsunfalls, einer
Berufskrankheit (â�¦) istâ��, ergibt sich nach der Rechtsprechung des BSG aus Â§
102 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) ein Rechtsanspruch des Versicherten
gegen den zustÃ¤ndigen UnfallversicherungstrÃ¤ger auf Feststellung einer
Unfallfolge (oder eines Versicherungsfalls), wenn ein Gesundheitsschaden durch
den Gesundheitserstschaden eines Versicherungsfalls oder infolge der ErfÃ¼llung
eines Tatbestandes des Â§ 11 SGB VII rechtlich wesentlich verursacht wird (BSG,
Urteile vom 05.07.2011 â�� B 2 U 17/10 R â�� und vom 15.05.2012 â�� B 2 U 31/11
R -, beide juris). Streitgegenstand ist daher die kausale VerknÃ¼pfung der geltend
gemachten GesundheitsstÃ¶rung bzw. des in Â§Â 8 Abs. 1 SGB VII bezeichneten
Gesundheitsschadens (zur Ã¼bereinstimmenden Auslegung der Begriffe vgl.
Å uÅ¡njar/Spellbrink, SGb 2021, 129-134). Sinn und Zweck der Feststellungsklage ist
es, zu gewÃ¤hrleisten, dass die Behandlung oder die Versorgung mit
KÃ¶rperersatzstÃ¼cken durch die gesetzliche Unfallversicherung erfolgen oder die
GesundheitsstÃ¶rung in die MdE-Bewertung einbezogen werden kann (vgl.
Å uÅ¡njar/Spellbrink, a.Â a.Â O. unter Bezugnahme auf die Gesetzesmaterialien).
GesundheitsstÃ¶rung i.Â S.Â d. Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG ist danach jeder regelwidrige
â�� auch geringfÃ¼gige â�� kÃ¶rperliche, geistige oder seelische Zustand. Durch
ein Feststellungsurteil sichert sich der Verletzte Ã¼ber eine GesundheitsstÃ¶rung
nach Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG eine schÃ¼tzenswerte Rechtsposition fÃ¼r ggf. in
Zukunft erforderlich werdende Heilbehandlungen, die Versorgung mit Prothesen
etc. sowie eine BerÃ¼cksichtigung im Rahmen einer MdE-Bewertung. FÃ¼r die hier
erhobene kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage ergibt sich insoweit
nichts anderes.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG ist fÃ¼r einen Arbeitsunfall nach Â§
8 Abs. 1 SGB VII in der Regel erforderlich, dass die Verrichtung des Versicherten zur
Zeit des Unfalls der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist (innerer bzw. sachlicher
Zusammenhang), dass diese Verrichtung zu dem zeitlich begrenzten von auÃ�en
auf den KÃ¶rper einwirkenden Ereignis â�� dem Unfallereignis â�� gefÃ¼hrt hat
(UnfallkausalitÃ¤t) und dass das Unfallereignis einen Gesundheitserstschaden oder
den Tod des Versicherten verursacht hat (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t); das
Entstehen von lÃ¤nger andauernden Unfallfolgen auf Grund des
Gesundheitserstschadens (haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t) ist keine
Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung eines Arbeitsunfalls, sondern fÃ¼r die
GewÃ¤hrung einer Verletztenrente (BSG, Urteil vom 29.11.2011 â�� B 2 U 23/10 R
-, juris m. w. N.). Hinsichtlich des BeweismaÃ�stabes gilt, dass die Tatsachen, die
die Tatbestandsmerkmale â��versicherte TÃ¤tigkeitâ��, â��Verrichtungâ��,
â��Unfallereignisâ�� sowie â��Gesundheitsschadenâ�� erfÃ¼llen sollen, im Grad
des Vollbeweises, also mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, feststehen
mÃ¼ssen. DemgegenÃ¼ber genÃ¼gt fÃ¼r den Nachweis der naturphilosophischen
UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen diesen Voraussetzungen der Grad der
(hinreichenden) Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings die Glaubhaftmachung und erst
recht nicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit (BSG, Urteil vom 20.12.2016 â�� B 2 U 16/15 R
-, juris). Eine hinreichende Wahrscheinlichkeit ist dann anzunehmen, wenn bei
vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller wesentlichen Gesichtspunkte des Einzelfalls mehr
fÃ¼r als gegen einen Ursachenzusammenhang spricht, wobei dieser nicht schon
dann wahrscheinlich ist, wenn er nicht auszuschlieÃ�en ist oder nur mÃ¶glich ist
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(BSG, Urteil vom 18.01.2011 â�� B 2 U 5/10 R -, juris). 

FÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen Unfallereignis und
Gesundheitsschaden gilt die Theorie der wesentlichen Bedingung. Diese setzt
zunÃ¤chst die Verursachung der weiteren SchÃ¤digung durch den
Gesundheitserstschaden im naturwissenschaftlich-naturphilosophischen Sinne
voraus. Ob die Ursache-Wirkung-Beziehung besteht, beurteilt sich nach der
Bedingungstheorie. Nach ihr ist eine Bedingung dann notwendige Ursache einer
Wirkung, wenn sie aus dem konkret vorliegenden Geschehensablauf nach dem
jeweiligen Stand der einschlÃ¤gigen wissenschaftlichen Erkenntnisse
(ErfahrungssÃ¤tze) nicht hinweggedacht werden kann, ohne dass der Erfolg entfiele
(conditio sine qua non). Auf dieser ersten Stufe sind alle derartigen notwendigen
Bedingungen grundsÃ¤tzlich rechtlich gleichwertig (Ã¤quivalent). Alle festgestellten
anderen Bedingungen, die in diesem Sinn nicht notwendig sind, dÃ¼rfen hingegen
bei der nachfolgenden ZurechnungsprÃ¼fung nicht berÃ¼cksichtigt werden (BSG,
Urteil vom 05.07.2011 â�� B 2 U 17/10 R -, juris).

Ist der Gesundheitserstschaden in diesem Sinne eine notwendige Bedingung des
weiteren Gesundheitsschadens, wird dieser ihm aber nur dann zugerechnet, wenn
er ihn wesentlich (ausreichend: mit-)verursacht hat. Wesentlich ist der
Gesundheitserstschaden fÃ¼r den weiteren Gesundheitsschaden nach der in der
Rechtsprechung gebrÃ¤uchlichen Formel, wenn er eine besondere Beziehung zum
Eintritt dieses Schadens hatte (vgl. BSG, Urteil vom 09.05.2006 â�� B 2 U 1/05 R -,
juris). Bei mehreren Ursachen ist allein relevant, ob das Unfallereignis wesentlich
war. Ob eine konkurrierende (Mit-)Ursache auch wesentlich war, ist unerheblich. Ist
jedoch eine Ursache oder sind mehrere Ursachen gemeinsam gegenÃ¼ber einer
anderen von Ã¼berragender Bedeutung, so ist oder sind nur die erstgenannte(n)
Ursache(n) â��wesentlichâ�� und damit Ursache(n) im Sinne des Sozialrechts. Die
andere Ursache, die zwar naturwissenschaftlich ursÃ¤chlich ist, aber (im zweiten
PrÃ¼fungsschritt) nicht als â��wesentlichâ�� anzusehen ist und damit als Ursache
nach der Theorie der wesentlichen Bedingung und im Sinne des Sozialrechts
ausscheidet, kann in bestimmten Fallgestaltungen als â��Gelegenheitsursacheâ��
oder AuslÃ¶ser bezeichnet werden. FÃ¼r den Fall, dass die kausale Bedeutung
einer Ã¤uÃ�eren Einwirkung mit derjenigen einer bereits vorhandenen krankhaften
Anlage zu vergleichen und abzuwÃ¤gen ist, ist darauf abzustellen, ob die
Krankheitsanlage so stark oder so leicht ansprechbar war, dass die
â��AuslÃ¶sungâ�� akuter Erscheinungen aus ihr nicht besonderer, in ihrer Art
unersetzlicher Ã¤uÃ�erer Einwirkungen bedurfte, sondern dass jedes andere
alltÃ¤glich vorkommende Ereignis zu derselben Zeit die Erscheinung ausgelÃ¶st
hÃ¤tte. Bei der AbwÃ¤gung kann der Schwere des Unfallereignisses Bedeutung
zukommen (vgl. BSG, Urteil vom 09.05.2006 a.Â a.Â O., m.Â w.Â N.). 

Gesundheitserstschaden im Sinne des Â§ 8 Abs. 1 Satz 2 SGB VII ist grundsÃ¤tzlich
jeder regelwidrige kÃ¶rperliche, geistige oder seelische Zustand, der unmittelbar
durch die (von auÃ�en kommende, zeitlich begrenzte) Einwirkung rechtlich
wesentlich verursacht wurde, die selbst rechtlich wesentlich durch die Verrichtung
der versicherten TÃ¤tigkeit verursacht wurde. Von diesem zum Tatbestand des
Versicherungsfalls gehÃ¶renden PrimÃ¤rschaden sind diejenigen
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GesundheitsschÃ¤den zu unterscheiden, die rechtlich wesentlich erst durch den
Erstschaden verursacht (unmittelbare Unfallfolge) oder der versicherten TÃ¤tigkeit
aufgrund der Spezialvorschrift des Â§ 11 SGB VII als Versicherungsfall (mittelbare
Unfallfolge) zuzurechnen sind (BSG, Urteil vom 15.05.2012 â�� B 2 U 16/11 R -,
juris). 

Die Voraussetzungen eines Arbeitsunfalls sind bei dem Ereignis vom 22.07.2015
dem Grunde nach erfÃ¼llt, wie von der Beklagten im angefochtenen Bescheid
insoweit bestandskrÃ¤ftig anerkannt. Dabei geht auch der Senat in
Ã�bereinstimmung mit der Beklagten davon aus, dass die KlÃ¤gerin in AusÃ¼bung
ihrer TÃ¤tigkeit als Coach des H.Â B. auf der gemeinsamen Dienstreise Opfer einer
Gewalttat geworden ist. Auch wenn die Beklagte den Arbeitsunfall in den
angefochtenen Bescheiden nicht ausdrÃ¼cklich durch eigenstÃ¤ndigen
VerfÃ¼gungssatz anerkannt hat, ist dies durch die Ablehnung einer Rente unter
ausdrÃ¼cklicher Anerkennung von â��Restsymptomen einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung mit Ã�ngsten und AlptrÃ¤umenâ�� als Folgen des
Versicherungsfalles zwischen den Beteiligten nicht streitig.

Der Senat vermochte sich nicht davon zu Ã¼berzeugen, dass zum Zeitpunkt des
Erlasses des Bescheides vom 02.09.2015 noch eine â��fortbestehende
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, wie von der KlÃ¤gerin beantragt, vorgelegen
hat. 

Der Senat stÃ¼tzt sich hierbei insbesondere auf das Gutachten von W vom
20.06.2017. Unter sorgfÃ¤ltiger Auswertung der von der Beklagten und dem SG
beigezogenen Gutachten, Ã¤rztlichen Bescheinigungen und Zeugenaussagen hat W
nach einer eigenen ausfÃ¼hrlichen Untersuchung der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Senat
schlÃ¼ssig und Ã¼berzeugend dargelegt, dass das Vollbild einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung nicht nachgewiesen ist, deren Bestehen jedoch â�� wie bereits
dargelegt â�� im Vollbeweis festzustellen wÃ¤re. Voraussetzung fÃ¼r die
Anerkennung von psychischen GesundheitsstÃ¶rungen als Unfallfolge und die
GewÃ¤hrung von entsprechenden Leistungen aufgrund von ihnen ist zunÃ¤chst die
Feststellung der konkreten GesundheitsstÃ¶rungen, die bei dem Verletzten
vorliegen und die aufgrund eines der Ã¼blichen Diagnosesysteme und unter
Verwendung der dortigen SchlÃ¼ssel und Bezeichnungen erfolgen soll (BSG, Urteil
vom 09.05.2006 â�� B 2 U 1/05 R -, juris). Dies sind namentlich die
Diagnosesysteme ICD-10 (International Statistical Classification of Diseases and
Related Health Problems, Version 2019) sowie DSM V (Diagnostic and Statistical
Manual of Mental Disorders, Stand Mai 2013). 

Der SachverstÃ¤ndige W hat sich in seinem Gutachten vom 20.06.2017 an den
Diagnosekriterien des ICD-10 und der DSM-5-Klassifikation orientiert. Laut ICD-10 F
43.1 entsteht die posttraumatische BelastungsstÃ¶rung als eine verzÃ¶gerte oder
protrahierte Reaktion auf ein belastendes Ereignis oder eine Situation kÃ¼rzerer
oder lÃ¤ngerer Dauer mit auÃ�ergewÃ¶hnlicher Bedrohung oder
katastrophenartigem AusmaÃ�, die bei fast jedem eine tiefe Verzweiflung
hervorrufen wÃ¼rde (A). Typische Merkmale sind das wiederholte Erleben des
Traumas in sich aufdrÃ¤ngenden Erinnerungen (Nachhallerinnerungen, Flashbacks),
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TrÃ¤umen oder AlptrÃ¤umen, die vor dem Hintergrund eines andauernden
GefÃ¼hls von BetÃ¤ubtsein und emotionaler Stumpfheit auftreten (B). Ferner
finden sich GleichgÃ¼ltigkeit gegenÃ¼ber anderen Menschen, Teilnahmslosigkeit
der Umgebung gegenÃ¼ber, Freudlosigkeit sowie Vermeidung von AktivitÃ¤ten und
Situationen, die Erinnerungen an das Trauma wachrufen kÃ¶nnten (C). Meist tritt
ein Zustand von vegetativer Ã�bererregtheit mit Vigilanzsteigerung, einer
Ã¼bermÃ¤Ã�igen Schreckhaftigkeit und SchlafstÃ¶rung auf (D). Angst und
Depression sind hÃ¤ufig mit den genannten Symptomen und Merkmalen assoziiert,
und Suizidgedanken sind nicht selten. Der Beginn folgt dem Trauma mit einer
Latenz, die wenige Wochen bis Monate dauern kann (E). Der Verlauf ist wechselhaft,
in der Mehrzahl der FÃ¤lle kann jedoch eine Heilung erwartet werden. In wenigen
FÃ¤llen nimmt die StÃ¶rung Ã¼ber viele Jahre einen chronischen Verlauf und geht
dann in eine andauernde PersÃ¶nlichkeitsÃ¤nderung (F62.0) Ã¼ber. 

W hat bereits zum A-Kriterium unter Darlegung der unterschiedlichen
Hergangsschilderungen der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber der Beklagten und in den
vorliegenden Gutachten (vgl. Bl. 20 f. der SG-Akte) und ihrer Angabe, es habe sich
um einen Mordversuch gehandelt, eine nach objektiven Kriterien bestehende
Todesgefahr als nicht hinreichend zuverlÃ¤ssig feststellbar beschrieben. Zu Recht
weist er darauf hin, dass hierzu auch nicht passt, dass die KlÃ¤gerin u.a. angegeben
hatte, sie gehe davon aus, der Angreifer habe ihr nicht schaden wollen, denn
ansonsten hÃ¤tte er ihr wohl nicht erklÃ¤rt, sie solle im CafÃ© warten, bis das
Ganze erledigt sei. Warum er sie habe umbringen wollen, bleibt daher, worauf W zu
Recht hinweist, im Dunkeln. Im Gegensatz zu frÃ¼heren Schilderung erwÃ¤hnte die
KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber W erstmals eine zerrissene Kleidung und Ã¤uÃ�ere
Verletzungen (â��sie habe geblutetâ��). Eine Behandlung im Krankenhaus hat sie
eigenen Angaben zufolge abgelehnt, obwohl ihr hierzu von Seiten der
niederlÃ¤ndischen Polizei bzw. von der nach Angaben der KlÃ¤gerin
hinzugezogenen Therapeutin geraten worden sei. Ã�ber Inhalt und Dauer eines
Kontaktes zu einer Psychotherapeutin auf der Polizeiwache ist zudem nichts
bekannt. Noch am selben Tag ist die KlÃ¤gerin zusammen mit H.Â B. dann nach
Hause gefahren. Damit ist nicht nur das A-Kriterium, sondern auch Art und Umfang
der Einwirkung und der sich hieraus abzuleitende Gesundheitserstschaden auf
psychiatrischem Fachgebiet nicht nachgewiesen. Nach den Angaben der KlÃ¤gerin
ist sie am Tag nach dem Unfall bereits vom L im Rahmen eines Hausbesuches
behandelt worden, der sie zudem engmaschig behandelt haben soll. Aus dessen
Angaben ergeben sich fÃ¼r die Folgetage aber lediglich Behandlungen am 21. und
28.04.2008. So wird von L auf Anfrage der Beklagten der Befund nach erstmaliger
Untersuchung am 21.04.2008 wie folgt beschrieben (vgl. Bl. 415 der Akten): â��Am
17.04.2008 rÃ¤uberischer Ã�berfall in A, hierbei anamnestisch Prellung linke Flanke
und linkes Knie, passager HÃ¤maturie. Untersuchung am 21.04.2008 mit
Sonographie: V.a. Kontusion linke Niere, kein HÃ¤matom, kein
Nierenbeckenaufstau, keine Parenchymuntersuchung. Keine freie FlÃ¼ssigkeit im
Bauchraum, Milz unauffÃ¤llig. Kontrolle am 28.05.2008 und 09.06.2008 mit
demselben Ergebnis. Kniebeschwerden links im Sinne einer Prellung/Distorsion.
Erhebliche psychische Traumatisierung, deswegen Ã�W zur Psychotherapie.â�� Aus
dessen Bericht vier Tage nach dem Unfall lassen sich objektiv nachweisbare
GesundheitsstÃ¶rungen nicht entnehmen. In diesem Bericht werden auch
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Ã¤uÃ�erlich sichtbare Verletzungen wie SchÃ¼rfwunden etc. nicht erwÃ¤hnt und
lassen sich erhebliche kÃ¶rperliche GesundheitsstÃ¶rungen nicht ableiten. Im
Erstbefund des von der KlÃ¤gerin dann konsultierten P vom 06.05.2008 (Bl. 44 der
SG-Akte) wird ein traumatisches Ereignis nicht wiedergegeben und die Diagnose
einer Dysthymia (F34.1G) bei neurasthenischem ErschÃ¶pfungssyndrom (F48.0G)
gestellt. Gleiches gilt fÃ¼r dessen Bericht vom 01.08.2008 (Bl. 37 der Akten), in
dem ein â��angstdepressives ErschÃ¶pfungssyndrom (F48.0G)â�� und ein
â��massiver Einbruch depressiver Episode (F33.2G)â�� diagnostiziert wurde, ohne
Wiedergabe eines entsprechend auslÃ¶senden Ereignisses und ohne Hinweis auf
eine Traumatisierung durch ein Ã¤uÃ�eres Ereignis. Auch im Rahmen der sich
anschlieÃ�enden stationÃ¤ren Behandlung wird ein Ã�berfall im April 2008 nur
festgehalten, allerdings ohne dass sich Details eines Unfallherganges entnehmen
lassen. Die Behandlung erfolgte vom 10.07.2008 bis 29.07.2008 auch nicht in einer
fÃ¼r Trauma-Patienten spezialisierten Klinik, sondern in der K1-Klinik Ã�, einer
Klinik fÃ¼r ErnÃ¤hrungsbedingte Krankheiten, Innere Medizin, Diabetologie und
Naturheilverfahren. Im Abschlussbericht ist insoweit lediglich ein einzelnes
â��tiefenpsychologisch fundiertes EinzelgesprÃ¤ch mit unserer
Klinikpsychologinâ�� erwÃ¤hnt und sind die Diagnosen Depression mit chronisch
rezidivierenden Panikattacken und psychovegetativem ErschÃ¶pfungszustand,
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung und Z. n. Nierenkontusion links bei
Traumatisierung links 04/2008 gestellt worden. Eine zeitnahe detaillierte
Beschreibung des Unfallherganges findet sich damit weder in den Berichten des L
noch in denen des P oder der K1-Klinik Ã�. Eine fachÃ¤rztliche Behandlung ist nach
der von K3, dem Praxisnachfolger von P, vorgelegten Aufstellung lediglich an drei
Tagen in 2008 (06.05.,01.07. und 01.08.) vermerkt und dann erst wieder in 2010
(drei Termine am 24.06., 17.09. und 21.10.) sowie am 21.06.2013. Damit fehlen
objektiv nachvollziehbare Befunde bezogen auf eine durch das Unfallereignis
eingetretene tatsÃ¤chliche Einwirkung, die ohne Kenntnis des damalig zugrunde
gelegten Ereignisses mit der von L beschriebenen â��erheblichen
Traumatisierungâ�� nicht nachvollzogen werden kann. Dabei kann letztlich
dahinstehen, ob mit den AusfÃ¼hrungen von W als nachgewiesen angesehen
werden kann, dass aufgrund der Betreuung durch eine Psychotherapeutin in der
Polizeistation von einem gewissen Ausnahmezustand auszugehen ist. Denn
andererseits bestand wohl ein geordneter und transportfÃ¤higer Zustand, der die
KlÃ¤gerin jedenfalls nicht daran gehindert hat, am selben Tag noch
zurÃ¼ckzufahren, worauf W ebenfalls zu Recht hinweist. Unter BerÃ¼cksichtigung
dessen und aufgrund fehlender objektiver Angaben lÃ¤sst sich nicht nur ein dem A-
Kriterium entsprechendes katastrophales Ereignis nicht sicher feststellen, sondern
auch nicht Art und AusmaÃ� eines eingetretenen Gesundheitserstschadens. 

Soweit demgegenÃ¼ber im Gutachten von O vom 06.04.2009 fÃ¼r die Deutsche
Rentenversicherung Bund tatsÃ¤chlich auf eine posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung zur BegrÃ¼ndung einer bestehenden Leistungsminderung auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt abgestellt wird, vermag dies in diesem
Zusammenhang keine andere WÃ¼rdigung zu rechtfertigen, nachdem sich diesem
Gutachten eine kritische und leitliniengerechte Beurteilung der oben genannten
Kriterien fÃ¼r die Anerkennung einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung nicht
entnehmen lÃ¤sst (vgl. hierzu die beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme von M1 vom
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13.03.2015 zur Sk2-Leitlinie zur Begutachtung psychischer und psychosomatischer
Erkrankungen AWMF-Registernummer 051/029, die der Senat als qualifizierten
Beteiligtenvortrag wertet). 

Als wesentliches Argument gegen die begehrte Feststellung einer (noch)
fortbestehenden posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung sieht der Senat zudem,
dass nach den Schilderungen von W auf der Befundebene die Angstsymptomatik in
der Exploration ausgesprochen diffus geblieben ist und in der umfangreichen
Befragung des Ereignisses mit Anfertigen von Skizzen durch die KlÃ¤gerin keine
kÃ¶rperliche und/oder psychische Begleitsymptomatik erkennbar war, die an ein
noch bestehendes Vermeidungsverhalten (sogenanntes C-Kriterium) denken lassen
kÃ¶nnte. Mit den AusfÃ¼hrungen von W ist daher jedenfalls nicht von einer
fortbestehenden posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung auszugehen, sondern
allenfalls von einer Ã¤ngstlichen AnpassungsstÃ¶rung, wobei der SachverstÃ¤ndige
auch eine ausgeprÃ¤gte Regression, also eine RÃ¼ckbildung der Symptomatik auf
dem Boden generalisierter Ã�ngste bei histrionischer PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit,
festgestellt hat. Soweit C eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung mit Ã�ngsten
und AlptrÃ¤umen als Unfallfolge sieht, vermochte sich der Senat dem ebenfalls
nicht anzuschlieÃ�en. Der Senat teilt die Auffassung von W, dass der
KausalitÃ¤tsbeurteilung des C nicht gefolgt werden kann. Die allein auf Aktenreferat
und psychischem Befund beruhende Wertung lÃ¤sst eine kritische
Auseinandersetzung mit den zu klÃ¤renden Voraussetzungen einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung nach ICD-10 bzw. DSM-5 vermissen, worauf
schon M1 in dessen beratungsÃ¤rztlicher Stellungnahme hingewiesen hatte.

Mit W ist der Senat auch der Ã�berzeugung, dass die von der KlÃ¤gerin geltend
gemachte wiederkehrende Depression mit psychotischen ZÃ¼gen nicht als Folge
des anerkannten Arbeitsunfalles anzuerkennen ist. Insoweit gelten die zur
posttraumatische BelastungsstÃ¶rung gemachten AusfÃ¼hrungen entsprechend.
Denn auch insoweit gilt, dass aufgrund der fehlenden Dokumentation der
unmittelbar nach dem Unfall bestehenden EinschrÃ¤nkungen im Zusammenhang
mit dem Unfallereignis eine rechtlich wesentliche Verursachung nicht nachvollzogen
werden kann. W vermochte rezidivierende, zum Teil auch schwere depressive
Episoden nur noch anamnestisch festzustellen, wobei er fÃ¼r die Vergangenheit
psychotische Symptome jedenfalls nicht ausschlieÃ�en konnte. Hierzu stellt der
Senat fest, dass sich die Angabe, es handele sich um rezidivierende, also
wiederkehrende Depressionen, unschwer aus den vorliegenden Befundberichten
ableiten lÃ¤sst. So stellten sowohl P als auch K3 in ihren Befundberichten
regelmÃ¤Ã�ig und ausschlieÃ�lich entsprechende Diagnosen, die insoweit auch
nach dem ICD-10 verschlÃ¼sselt waren. Nachdem W eine solche Diagnose selbst
nicht gestellt hat, war diese von ihm auch nicht nach ICD-10 zu verschlÃ¼sseln. Das
Gutachten leidet daher auch an keinem Mangel, wie die KlÃ¤gerin geltend macht.
Die von C in dessen Gutachten beschriebene anhaltende depressive StÃ¶rung im
AusmaÃ� einer Dysthymie stÃ¼tzt den gestellten Antrag auf Anerkennung einer
wiederkehrenden Depression mit psychotischen ZÃ¼gen ebenfalls nicht.
Psychotische Syndrome sind von ihm nicht festgestellt worden und eine Depression
bestand lediglich noch in der AusprÃ¤gung einer Dysthymie. Nach ICD-10 F34.1
handelt es sich bei einer Dysthymia um eine chronische, wenigstens mehrere Jahre
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andauernde depressive Verstimmung, die weder hinreichend schwer noch
hinsichtlich einzelner Episoden anhaltend genug ist, um die Kriterien einer
schweren, mittelgradigen oder leichten rezidivierenden depressiven StÃ¶rung nach
ICD-10 F33 zu erfÃ¼llen (vgl. Dilling/Freyberger, TaschenfÃ¼hrer ICD-Klassifikation
psychischer StÃ¶rungen, 7. Auflage, S. 147). Damit scheidet die Anerkennung der
geltend gemachten GesundheitsstÃ¶rung auch nach diesem Gutachten aus.

Auf die Einwendungen der KlÃ¤gerin und deren Vortrag, unter keinen
Vorerkrankungen gelitten zu haben, weist der Senat ergÃ¤nzend darauf hin, dass es
fÃ¼r die BegrÃ¼ndung eines ursÃ¤chlichen Zusammenhangs nach der dargelegten
Theorie der wesentlichen Bedingung nicht ausreicht, dass die angeschuldigten
Beschwerden erst zeitlich nach dem Unfall auftraten. Denn der ursÃ¤chliche
Zusammenhang im naturwissenschaftlichen Sinn kann nicht rein zeitlich
begrÃ¼ndet werden, sondern muss sachlich-inhaltlich nachvollziehbar sein.
Dementsprechend kann im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung auch nicht
im Sinne eines Anscheinsbeweises aus dem Vorliegen einer bestimmten Einwirkung
auf die berufliche Verursachung der Erkrankung geschlossen werden (BSG, Urteil
vom 07.09.2004 â�� B 2 U 34/03 R -, juris). Dabei ist zu beachten, dass der
Ursachenzusammenhang zwischen Unfallereignis und Unfallfolgen positiv
festgestellt werden muss (BSG, Urteil vom 09.05.2006 â�� B 2 U 1/05 R -, juris).
Insbesondere gibt es noch nicht einmal die Beweisregel, dass bei fehlender
Alternativursache und einem rein zeitlichen Zusammenhang die versicherte
naturwissenschaftliche Ursache automatisch auch eine wesentliche Ursache ist, weil
dies bei komplexem Krankheitsgeschehen zu einer Beweislastumkehr fÃ¼hren
wÃ¼rde (BSG, a.Â a.Â O.). 

Es besteht unter BerÃ¼cksichtigung der gemachten AusfÃ¼hrungen auch kein
Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente. Nach Â§Â 56 Abs.Â 1 SatzÂ 1
i.Â V.Â m. Abs.Â 3 SGB VII setzt der Anspruch auf eine Verletztenrente eine MdE von
wenigstens 20 v.Â H. voraus. Die MdE richtet sich nach dem Umfang der sich aus
der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens
ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem gesamten Gebiet des
Erwerbslebens (Â§Â 56 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGB VII). Die Bemessung der MdE hÃ¤ngt
damit zum einen von den verbliebenen BeeintrÃ¤chtigungen des kÃ¶rperlichen und
geistigen LeistungsvermÃ¶gens und zum anderen von dem Umfang der dadurch
verschlossenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten ab. Entscheidend ist nicht der
Gesundheitsschaden als solcher, sondern vielmehr der Funktionsverlust unter
medizinischen, juristischen, sozialen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten (BSG,
Urteil vom 20.12.2016 â�� B 2 U 11/15 R -, juris, Rn. 14). Die Bemessung des
Grades der MdE ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG eine
tatsÃ¤chliche Feststellung, die das Tatsachengericht unter BerÃ¼cksichtigung der
gesamten UmstÃ¤nde des Einzelfalls nach Â§Â 128 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGG nach
seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen richterlichen
Ã�berzeugung trifft (BSG, Urteil vom 20.12.2016 â�� B 2 U 11/15 R -, juris, Rn. 15).
Die MdE-Tabellenwerte sind allgemeine (generelle) Tatsachen, die fÃ¼r die
Bestimmung des Inhalts einer Rechtsnorm â�� nÃ¤mlich des in Â§Â 56 Abs.Â 2 SGB
VII verwendeten Begriffs der MdE â�� und damit fÃ¼r eine Vielzahl gleich
gelagerter FÃ¤lle relevant sind. Bei einer Vielzahl von Unfallfolgen haben sich im
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Laufe der Zeit fÃ¼r die SchÃ¤tzung der MdE Erfahrungswerte herausgebildet. Sie
sind in Form von Rententabellen oder Empfehlungen zusammengefasst und dienen
als Hilfsmittel fÃ¼r die MdE-EinschÃ¤tzung im Einzelfall. Diese zumeist in
jahrzehntelanger Entwicklung von dem versicherungsrechtlichen und
versicherungsmedizinischen Schrifttum herausgearbeiteten allgemeinen
ErfahrungssÃ¤tze sind zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend,
bilden aber als in sich stimmiges BeurteilungsgefÃ¼ge die Grundlage fÃ¼r eine
gleichfÃ¶rmige Bewertung der MdE, ohne dass hier eine exakte rechtsdogmatische
Einordnung der MdE-Tabellen erforderlich wÃ¤re (BSG, Urteil vom 20.12.2016 â�� B
2 U 11/15 R -, juris, Rn. 18). MdE-Tabellen bezeichnen typisierend das AusmaÃ� der
durch eine kÃ¶rperliche, geistige oder seelische FunktionsbeeintrÃ¤chtigung
hervorgerufenen LeistungseinschrÃ¤nkungen in Bezug auf das gesamte
Erwerbsleben und ordnen kÃ¶rperliche oder geistige FunktionseinschrÃ¤nkungen
einem Tabellenwert zu. Die in den Tabellen und Empfehlungen enthaltenen
Richtwerte geben damit auch allgemeine ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die
Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperliche BeeintrÃ¤chtigungen auf die
ErwerbsfÃ¤higkeit aufgrund des Umfangs der den Verletzten versperrten
ArbeitsmÃ¶glichkeiten wieder und gewÃ¤hrleisten, dass die Verletzten bei der
medizinischen Begutachtung nach einheitlichen Kriterien beurteilt werden (BSG,
Urteil vom 20.12.2016 â�� B 2 U 11/15 R -, juris, Rn. 19).

Unter BerÃ¼cksichtigung dessen lassen sich keine Unfallfolgen (mehr) feststellen,
die eine Rente rechtfertigen kÃ¶nnten.

Dabei ist zunÃ¤chst festzuhalten, dass sich die Beklagte im angefochtenen
Bescheid auf die VerjÃ¤hrung von AnsprÃ¼chen auf Leistungen fÃ¼r die Zeit vor
dem 01.01.2010 berufen durfte, soweit W in Ã�bereinstimmung mit der
beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme von M1 eine MdE um 20 v.H. nach Ablauf
unfallbedingter ArbeitsunfÃ¤higkeit (die W hier bis zur Beendigung des
Erholungsurlaubes in K im September 2008 angenommen hat) bis 01.04.2009 als
plausibel angesehen hat. Insoweit wird, nachdem substantiierte Einwendung
hiergegen im Berufungsverfahren nicht mehr vorgebracht wurden und um
unnÃ¶tige Wiederholungen zu vermeiden, auf die AusfÃ¼hrungen im
angefochtenen Urteil des SG und im Widerspruchsbescheid der Beklagten
verwiesen (Â§ 153 Abs. 2 SGG bzw. Â§ 153 Abs. 1 i.Â V.Â m. Â§ 136 Abs. 3 SGG).

Soweit damit noch RentenansprÃ¼che der KlÃ¤gerin ab 01.10.2010 zu prÃ¼fen
waren, stellt der Senat fest, dass das Vollbild einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung auch fÃ¼r die Zeit ab 01.01.2010 nicht als nachgewiesen
angesehen werden kann. So hat schon N in seinem Gutachten fÃ¼r die Deutsche
Rentenversicherung Bund vom 19.01.2011 und in Kenntnis des Gutachtens von O
nur noch lediglich den Verdacht auf das Vorliegen einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung geÃ¤uÃ�ert und die bestehende LeistungseinschrÃ¤nkung fÃ¼r
TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im Wesentlichen auf die von ihm
diagnostizierte mittelgradige depressive Symptomatik bei akzentuierter
PersÃ¶nlichkeit mit dysthymen und histrionischen Anteilen gestÃ¼tzt. Es kann
dahinstehen, ob H1 in seinem Gutachten im Erwerbsminderungsrentenverfahren
und seiner Diagnose von einem â��Zustand nach posttraumatischer
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BelastungsstÃ¶rungâ�� abweicht, wenn er gleichzeitig von einem
posttraumatischen, mittlerweile chronischen Syndrom, das seine Ursache in einem
Ã�berfall im April 2008 hatte, ausgeht. Denn auch er diagnostiziert eine
mittelgradige depressive Symptomatik mit dysthymen Anteilen. Dabei fÃ¼hrt er
ohne Angabe entsprechend erhobener Befunde aus, dass sich die KlÃ¤gerin bei der
Untersuchung weiterhin als stark traumatisiert dargestellt habe und glaubhaft habe
machen kÃ¶nnen, dass sie nicht mehr in der Lage sei, lÃ¤nger als zwei Stunden
auch psychisch wenig belastende AktivitÃ¤ten durchzufÃ¼hren. Eine kritische
Auseinandersetzung mit den Voraussetzungen der Anerkennung einer
posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung nach ICD-10 F43.1 enthÃ¤lt aber auch
dieses Gutachten (und auch die Befundberichte der behandelnden Ã�rzte) nicht,
sodass es nicht als Vollbeweis eines zu diesem Zeitpunkt bestehenden
Krankheitsbildes taugt. W hat zudem bezogen auf die rezidivierenden Depressionen
Ã¼berzeugend dargelegt, dass allein die Tatsache eines Ã¼ber Jahre hinweg
bestehenden wiederkehrenden Krankheitsbildes gegen eine rechtlich wesentliche
Verursachung durch das Unfallereignis spricht. BerÃ¼cksichtigt man zudem, dass
fachÃ¤rztliche Behandlungen â�� wie oben bereits dargelegt â�� im Zeitraum nach
dem stationÃ¤ren Aufenthalt in Ã� bis Juni 2010 und in der Zeit von Oktober 2010
bis Juni 2013 Ã¼berhaupt nicht in Anspruch genommen wurden, lÃ¤sst sich eine
traumatische (Mit-)Verursachung nicht hinreichend schlÃ¼ssig begrÃ¼nden. 

Bezogen auf die geltend gemachten Verletzungen im Bereich der linken unteren
ExtremitÃ¤t und der linken Niere konnten nach den Gutachten von K4 vom
17.02.2016 und H2 vom 23.05.2016, die der Senat im Wege des Urkundenbeweises
verwertet, keine Ã¼berdauernden Unfallfolgen festgestellt werden, sodass diese
fÃ¼r die Zeit ab dem 01.01.2010 weder eigenstÃ¤ndig noch in der Zusammenschau
eine MdE in rentenberechtigendem Grad begrÃ¼nden kÃ¶nnen. Weitergehende
AusfÃ¼hrungen hierzu sind nicht veranlasst, da die KlÃ¤gerin insoweit weder im
Klage- noch im Berufungsverfahren Unfallfolgen geltend gemacht hat oder
Einwendungen erhoben hat.

Damit sind insgesamt keine Unfallfolgen nachgewiesen, die fÃ¼r die zu
berÃ¼cksichtigende Zeit ab 01.01.2010 die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente
rechtfertigen kÃ¶nnten.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung, die dies berÃ¼cksichtigt, beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, liegen nicht vor.

Â 

Erstellt am: 25.01.2022
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